Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2252 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Kühlthau, Dr. Werber, Schmitt- 
Vockenhausen, Kühn (Bonn) und Genossen 


betr. Übernahme von Volks-, Betriebs- und Sozial- 
wirten in den höheren Dienst 


Gemäß § 19 des Bundesbeamtengesetzes (BBG) in der Fassung 
vom 18. September 1957 (BGBl. I S. 1337) wurden die Studien 
der Rechtswissenschaften sowie der Wirtschafts-, Finanz- und 
Sozialwissenschaften für den allgemeinen Verwaltungsdienst 
als gleidiwertig anerkannt. Bis zur Einführung eines Vorbe- 
reitungsdienstes mit 2. Staatsprüfung für solche Bewerber, für 
die der Bundestag in seiner Entsdiließung vom 2. Juni 1953 
den Erlaß entsprechender Vorschriften gefordert hatte, konnte 
die Übergangsregelung gemäß § 179 BBG Anwendung finden. 

Das am 1. Juli 1960 in Kraft getretene Verwaltungsabkommen 
des Bundes mit dem Land Nordrhein-Westfalen, dem auch 
die anderen Länder beitreten können, regelt die gemeinsame 
Anwendung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die 
Bewerber der neuen Laufbahn des höheren allgemeinen Ver- 
waltungsdienstes mit einem abgeschlossenen Studium der Wirt- 
schafts-, Finanz- und Sozialwissenschaften. 

Wir fragen die Bundesregierung; 

1. Wieviel Personen mit einem abgeschlossenen Studium der 
Wirtsdrafts-, Finanz- und Sozialwissenschaften sind imRahmen 
der Übergangsbestimmungen des § 179 BBG zur Laufbahn 
des hölieren Dienstes bei Bundesbehörden einschließlich 
Bundesbahn und Bundespost und evtl, auch bei Landesbe- 
hörden zugelassen worden? 

2. Wieviel Ausbildungsstellen für die Laufbahn des höheren 
Dienstes sind für solche Bewerber bei den Bundesbehörden 
einschließlich Bundesbahn und Bundespost vorgesehen? 
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3. Sind außer dem Land Nordrhein-Westfalen weitere Länder 
dem Verwaltungsabkommen des Bundes beigetreten bzw. 
welche Sdiritte hat die Bundesregierung unternommen, um 
die übrigen Länder zum Beitritt zu diesem Abkommen zu 
veranlassen? 


Bonn, den 29, November 1960 
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